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Vorwort
Seit dem Erscheinen der 4. Auflage dieses Buches im Jahr
2017 sind einige wesentliche Änderungen erfolgt, welche
die vorliegende Neuauflage erforderlich gemacht haben.
In einem neuen Sonderkapitel gehen wir der allgemeinen
Unlust, seinen »letzten Willen« zu formulieren, auf den
Grund. Der Widerwille, sein Testament zu machen, wird in
aller Regel damit begründet, dass man noch nicht so weit
sei, sich festlegen zu können. Wenn dann der Tod schneller
ist, gibt es anschließend den Mord und Totschlag, den nur
der Erblasser hätte – mit einem Testament – vermeiden
können. Die gute Botschaft: Einen Großteil der
Entscheidungen, die viele Menschen als »noch nicht
regelungsreif« bezeichnen, können Sie in Ihrem Testament
auf die Zeit nach Ihrem Tod verschieben und an dann noch
Lebende delegieren! In der neuen Auflage erfahren Sie, was
alles möglich ist.
»En Vogue« als Gestaltungsmittel der Vermögensnachfolge
zu Lebzeiten und von Todes wegen ist derzeit die sog.
Familiengesellschaft. Das Vermögen – in der Regel größeres
Immobilienvermögen – soll in eine Gesellschaft eingebracht
werden, die dann Eigentümer der Immobilien ist.
Anschließend werden nicht mehr einzelne Immobilien,
sondern Anteile an der Familiengesellschaft verschenkt oder
vererbt. Anhand des entsprechenden Kapitels können Sie
sich orientieren, ob diese Konstruktion für Sie interessant
sein könnte.
Der fortschreitenden Digitalisierung entsprechend wird in
der jetzigen Auflage erstmalig ausführlich das Thema »Der
digitale Nachlass« behandelt.



Das Kapitel zu den Unternehmerinteressen bei der
Nachfolgeregelung wurde wesentlich erweitert und vertieft.
Hinzugekommen ist auch das Kapitel »Überblick für alle
Unternehmer: Welche Punkte Sie bei der Planung der
Unternehmensnachfolge unbedingt beachten sollten«.
In der 4. Auflage wurde die Europäische
Erbrechtsverordnung von 2015 vorgestellt. In der jetzigen
Auflage werden die Erfahrungen, die in den ersten fünf
Jahren dieser Verordnung gemacht wurden, dargestellt und
die entsprechenden Tipps gegeben.
Von Interesse für alle, die Familienvermögen im Nicht-EU-
Ausland zu vererben oder zu erben haben, ist das Kapitel
»Internationales Privatrecht im Erbrecht – die EuErbVO und
sonstige Rechtsquellen« mit internationalem Bezug
außerhalb des EU-Auslands, das ebenfalls erweitert wurde.
Vorsorge darf sich nicht auf Regelungen für den Todesfall
durch Testamente oder vorweggenommene Erbfolge
beschränken, sondern muss auch die Fälle umfassen, in
denen die Geschäftsunfähigkeit aufgrund von Unfall oder
altersbedingter Demenz eintritt, d. h., dass der bzw. die
Betroffene zwar noch lebt, aber nicht mehr für sich selbst
und gegebenenfalls auch nicht mehr für sich bzw. sein
Unternehmen sorgen kann. Zu diesem Thema enthält die
vorliegende Neuauflage weitere ergänzende Ausführungen.
Neu hinzugekommen sind zudem Ausführungen zu der
Frage, was zu tun ist, wenn sich Personen – privat und/oder
geschäftlich – regelmäßig in mehreren Staaten aufhalten. Es
stellt sich die Frage, ob eine in Deutschland verfasste
General- und Vorsorgevollmacht für die Vermögens- und
persönlichen Angelegenheiten sowie eine
Patientenverfügung in einem anderen Land akzeptiert
werden. Hierzu existieren selbst innerhalb der Europäischen
Union höchst unterschiedliche Vorgaben. Wie Sie sich
angesichts dieser Vielfalt richtig verhalten, wird in dieser
Neuauflage gezeigt. Abgerundet werden die Ausführungen



zu den Vorsorgeverfügungen durch eine Übersicht »Die zehn
wichtigsten Tipps zur Vorsorgevollmacht«.
Mein großer Dank gilt meinen Kolleginnen und Kollegen und
Mitarbeitern, insbesondere Constanze Zientek, Meike
Rothkopf, Stefan Rohn, Herbert Eger, Vedrana Jotanovic,
Veronika Wiesler und Ilona Lux.
München, im August 2021
Der Verfasser
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